
Jurch die Fluchtbewegung in der ländlichen 
Jevölkerung verdeckt wird. Das Pro-Kopf-
Einkommen ist erheblich gesunken. 
)as Gesundheitswesen reicht bei weitem 
licht zur Deckung der Bedürfnisse der Bevöl-
:erung aus. Es ist gekennzeichnet durch 
ichlechte Verwaltung, hohe Kindersterblich-
ceit, niedrige Lebenserwartung und viel zu 
jeringe Ärztedichte vor allem auf dem 
.and. 
Die Hauptprobleme auf dem Bildungssektor 
iegen bei dem hohen Prozentsatz von An-
ilphabeten (ca. 40vH) und der Unterversor-
jung der ländlichen Regionen mit Lehrern 
nur 15vH der Lehrer sind auf dem Land tä­
tig). 
/ I . Aus der derzeitigen Situation ergeben 
sich für den Sonderberichterstatter neben 
den bereits genannten Erkenntnissen fol­
gende Schlußfolgerungen: 
• Weitgehende Verwaltungs- und soziale 
Reformen sind erforderlich, wobei der Agrar­
reform die größte Bedeutung zukomme. Bei 
El Salvador handele es sich um ein Entwick­
lungsland mit niedrigem Volks- und Pro-Kopf-
Einkommen; es lasse sich aber unmöglich 
übersehen, daß der nationale Reichtum unge­
recht verteilt sei. 
• Als notwendige Voraussetzung des in El 
Salvador anzustrebenden Zustandes — einer 
Situation, in der Frieden und soziale Gerech­
tigkeit herrschen, Menschenrechte und 
Grundfreiheiten respektiert werden und das 
salvadorianische Volk ohne Einmischung von 
außen alleiniger Herr seines Schicksals ist — 
sieht er demokratische Wahlen an. Präsident 
Duarte hatte am 29. September 1981 vor der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
Wahlen für den März 1982 zur Bildung einer 
Verfassunggebenden Versammlung und Be­
stellung eines Übergangspräsidenten ange­
kündigt. Die oppositionellen Fronten halten 
Wahlen jedoch nicht nur nicht für einen Aus­
weg aus der Krise, sondern durch sie sogar 
eine Verschärfung der Situation für möglich. 
Zunächst müsse ein Klima geschaffen wer­
den, das eine wirklich freie Entscheidung er­
mögliche. Auch Ridruejo geht davon aus, daß 
die rechtliche und tatsächliche Gewährlei­
stung von Meinungs-, Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit in der Vorphase der 
Wahlen unerläßlich ist, wie auch die Authent i ­
zität der Wahl und die anschließende Respek­
tierung des Wählerwillens sichergestellt sein 
müssen. Erst wenn es der Regierung und al­
len betroffenen Gruppierungen gelungen ist, 
die Achtung der Menschenrechte wiederher­
zustellen, hält er Wahlen für sinnvoll. 
• Er verzichtet in diesem Zusammenhang 
noch bewußt auf die Aufstellung eines Kata­
logs der erforderlichen Maßnahmen, weist 
aber im Zusammenhang mit den Vorbedin­
gungen demokratischer Wahlen darauf hin, 
daß die Regierung u.a. Schritte zur Einhaltung 
der Genfer Konventionen und deren beiden 
Zusatzprotokollen von 1977, zu deren Signa­
tarstaaten El Salvador gehört, ergreifen sollte, 
um so einen humanitären Minimalstandard in 
den Auseinandersetzungen zu gewährleisten. 
Aufgrund des internen Charakters des Kon­
fliktes kann es hierbei nur um die Anwendung 
des gemeinsamen Artikels 3 der Genfer Kon­
ventionen und des Zweiten Zusatzprotokol ls 
gehen, deren Achtung bislang weitgehend 
nicht erreicht werden konnte. Sobald ein 
Klima des Friedens und des Respekts für die 
Menschenrechte hergestellt sei, könnte eine 
internationale Organisation wie die UNO oder 

die Organisation der Amerikanischen Staaten 
mit der Überwachung des Wahlaktes betraut 
werden. 
VII. Zu El Salvador hatte bereits die 35. Ge­
neralversammlung mit Resolution 35/192 
(Text: VN 3/1981 S.102f.) Stellung bezogen. 
Die Lage der Menschenrechte in dem mittel­
amerikanischen Land wurde erneut von der 
36.Tagung aufgegriffen; der Resolution 36/ 
155, die u.a. eine Verhandlungslösung zwi­
schen den salvadorianischen Konfliktparteien 
forderte und alle anderen Staaten zur Nicht­
einmischung aufrief, st immte am 16. Dezem­
ber 1981 auch die Bundesrepublik Deutsch­
land zu. Die Vereinigten Staaten, die im Vor­
jahr noch Stimmenthaltung geübt hatten, vo­
tierten mit 21 anderen, meist lateinamerikani­
schen Staaten gegen die Entschließung. 69 
Staaten st immten der Resolution zu, 53 ent­
hielten sich der Stimme. 

Birgit Laitenberger • 

Verwaltung und Haushalt 

36.Generalversammlung: Haushalt 1982/83 verab­
schiedet — Auch die Weltorganisation muß spa­
ren (12) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an den 
Beitrag des gleichen Verfassers, Der UN-
Haushalt: Inhalt und System, VN 2/1980 
S.52ff., an.) 

Die 36.Generalversammlung der Vereinten 
Nationen hat am 18.Dezember 1981 den 
Haushalt der Organisation für 1982/83 in 
Höhe von 1,506 Mrd US-Dollar gebilligt. Die 
Entscheidung wurde mit einer Mehrheit von 
120 gegen 15 Stimmen bei 6 Enthaltungen ge­
troffen (Resolution 36/240A). Damit haben 
sich die Entwicklungsländer gegenüber der 
Minderheit westl icher und östlicher Industrie­
staaten erneut durchgesetzt. Gegen die Stim­
men der wichtigsten westlichen Hauptbei­
tragszahler ist damit ein UNO-Haushalt für 
1982/83 beschlossen, der gegenüber dem 
bisherigen Haushalt 1980/81 Steigerungen 
um rd. 12,4 vH nominal vorsieht. Der reale Zu­
wachs im Programmbereich liegt bei rd. 1,1 
vH. Die meisten der westl ichen Hauptbei­
tragszahler haben dem neuen Budget ihre 
Stimme wegen der Erhöhungen im Pro­
gramm-Bereich und der Aufstockung des Be­
triebsmittelfonds verweigert. Die Bundesre­
publik Deutschland befindet sich mit ihrer ab­
lehnenden Stimmabgabe in der Gesellschaft 
Gleichgesinnter wie der Vereinigten Staaten, 
Großbritanniens und Japans. Andere westli­
che Länder (Belgien, Frankreich, Italien, Lu­
xemburg) haben sich der Stimme enthalten. 
Berücksichtigt man die traditionell negativen 
Voten der Ostblockstaaten zum Haushalt, ha­
ben Beitragszahler mit insgesamt mehr als 75 
vH des Beitragsaufkommens dem neuen 
Haushalt ihre Stimme verweigert. Damit 
wurde eil, deutl iches Warnsignal gesetzt und 
die auf der 35.Generalversammlung bereits 
deutlich gewordene kritische Haltung der 
westl ichen Staatengruppe gegen ein weiteres 
unkontroll iertes Wachstum des regulären 
Haushalts und ein Ausufern der Bürokratie — 
dokumentiert durch das negative Votum zum 
Nachtragshaushalt 1980/81 — konsequent 
fortgesetzt. 
Diese Haltung bedeutet die notwendige Um­
setzung der Bemühungen zur Konsolidierung 

nationaler Haushalte und zur Bewältigung der 
wirtschaftl ichen Rezession auch auf interna­
tionaler Ebene. Stärker als in den vergange­
nen Jahren, wo reichlich vorhandenes wirt­
schaftliches Wachstum eine Expansion der 
Budgets internationaler Organisationen be­
günstigte, müssen sich daher auch die Ver­
einten Nationen der schwierigen finanziellen 
Lage anpassen. Dies hatte der damalige Ge­
neralsekretär Waldheim auch erkannt, als er 
bei der Einführung des regulären Haushalts­
entwurfs zu Beginn der 36.Generalversamm­
lung einräumte, daß die Übernahme ständig 
ansteigender Anteile am regulären UN-Bud­
get durch wenige Hauptbeitragszahler auf die 
Dauer nicht zumutbar ist, wenn nicht von sei­
fen der Organisation der Vereinten Nationen 
ernsthafte Bemühungen um Einsparungen er­
kennbar sind. Dies kann als Abkehr von der 
früheren Praxis gesehen werden, ohne Rück­
sicht auf bereits beschlossene Programme 
neue kostenintensive Resolutionen zu be­
schließen und dem bestehenden Budgetvolu­
men einfach zusätzlich aufzubürden. Wald­
heim konnte allerdings mit Recht auf die teil­
weise widersprüchliche Haltung auch westl i­
cher Beitragszahler verweisen, die zwar auf 
der einen Seite im für Wirtschafts- und Ent­
wicklungsfragen zuständigen 2. Hauptaus­
schuß der Generalversammlung politische 
Programmentscheidungen mittragen, ande­
rerseits nicht bereit sind, im für Finanz- und 
Verwaltungsfragen zuständigen 5. Hauptaus­
schuß auch die finanziellen Konsequenzen zu 
übernehmen. Mit der Auffassung der westl i­
chen Hauptbeitragszahler konfrontiert, daß 
auch die UNO finanziellen Zwängen unterwor­
fen und eine Überprüfung der bisherigen Pro­
grammeuphorie notwendig sei, bekundete 
Waldheim bei der Vorbereitung des regulären 
UN-Budgets 1982/83 seinen guten Willen. 
Sämtliche Programme und Stellenanforde­
rungen wurden mit dem Rotstift durchforstet 
und zum ersten Mal in der Geschichte der 
Vereinten Nationen ein Haushaltsentwurf mit 
realem Null-Wachstum vorgelegt, d.h. die 
Aufstockungen gegenüber 1980/81 bestan­
den im wesentl ichen aus Inflations- und 
Wechselkurskosten. Dabei mag der als guter 
Taktiker bekannte Generalsekretär mit dem 
Gedanken gespielt haben, daß die Entwick­
lungsländer ein Einfrieren der Programme im 
Rahmen ihrer Bemühungen zur Verwirkli­
chung einer Neuen Weltwirtschaftsordnung 
und zur weiteren Ausdehnung von Aktivitäten 
des Nord-Süd-Dialogs politisch nicht akzep­
tieren und die Industriestaaten im 2. Haupt­
ausschuß der Generalversammlung gegen­
über neuen Initiativen Farbe bekennen und 
bereits innerhalb der Programmdiskussion 
zur Verteidigung des Null-Wachstums antre­
ten müßten. Wie vorhersehbar hat die 36.Ge-
neralversammlung eine ganze Reihe von Be­
schlüssen mit finanziellen Auswirkungen ge­
faßt, die eine Erhöhung des vorgelegten 
Haushaltsentwurfs bewirkt haben. 
Darüber hinaus ergab sich ein Konflikt an der 
Frage der Lösung der für die Vereinten Natio­
nen zur Zeit schicksalhaften finanziellen Not­
situation. Durch Zahlungsverzögerungen, 
Zahlungsverweigerungen und Beitragseinbe­
haltungen einiger Mitgliedstaaten (insbeson­
dere sozial ist ischem Staaten) hat sich das 
Gesamtdefizit der Vereinten Nationen für die 
vergangenen Jahre auf 274,8 Mill Dollar er­
höht. Das Defizit betrifft allerdings zum gerin­
geren Teil den eigentlichen UN-Verwaltungs­
haushalt mit Personal- und Sachausgaben, 
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sondern überwiegend den ebenfalls durch 
Pflichtbeiträge über einen speziellen Bei­
tragsschlüssel umgelegten Teilhaushalt für 
die Finanzierung der Friedensoperationen der 
vergangenen Jahre. Der UN-Betriebsmittel­
fonds in Höhe von 40 Mill Dollar ist weitge­
hend erschöpft, die Liquiditätslage der Orga­
nisation eng geworden. Die Vereinten Natio­
nen leben daher im Moment gewissermaßen 
von der Hand in den Mund. Zur Verbesserung 
der finanziellen Situation wurden auf der 
36.Generalversammlung Maßnahmen wie 
Strafzinsen, Kreditaufnahmen und die erneute 
Herausgabe langfristiger Schuldverschrei­
bungen, Sonderbriefmarkenverkäufe und die 
Erhöhung des Betriebsmittelfonds per Son­
derleistung der Mitgliedstaaten auf 100 Mill 
Dollar diskutiert. Strafzinsen wären zwar eine 
logische Konsequenz aus der Nichteinhal­
tung der Finanzregeln, stoßen aber an eine 
jahrelang geduldete faktische Lage und wür­
den keine Mehrheit f inden. Eine Kreditauf­
nahme zur Defizitdeckung auf dem freien Ka­
pitalmarkt erscheint den westl ichen Industrie­
staaten unzumutbar, da abgesehen von der 
Frage der Kreditwürdigkeit einer bereits defi­
zitären Organisation sich für die Hauptbei­
tragszahler das Problem der indirekten Ga­
rantiehaftung und möglicher Nachschüsse 
stellt. Die Aufnahme von Überbrückungskre­
diten bei Mitgliedstaaten ist zwar durch die 
Generalversammlung zugelassen (vgl. Reso­
lution 1448 (XIV)), wurde aber, von Einzelfäl­
len abgesehen, bisher nicht relevant. Die Aus­
gabe langfristiger Anleihen entsprechend der 
1960 bis 1962 begebenen Anleihe der Verein­
ten Nationen (vgl. Resolution 1739 (XVI) der 
Generalversammlung) würde zwar die aktu­
elle Finanzlage verbessern. Darüber hinaus 
wurde die erste Anleihe von 200 Mill Dollar im­
merhin in Höhe von 169,9 Mill Dollar gezeich­
net. Die Finanzkrise der Weltorganisation 
wäre aber strukturell keineswegs bereinigt, 

da die Zahlungsmoral der Mitgliedstaaten 
nicht verbessert und Zahlungseinbehaltun­
gen und Beitragsverweigerungen weiterge­
hen würden. Zudem sind die Mitgliedstaaten 
(insbesondere die Sowjetunion) zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht zur Übernahme der Rückzah­
lungslast über den regulären Haushalt be­
reit. 
Damit verengte sich die Diskussion auf die 
Frage der Erhöhung des UN-Betriebsmittel­
fonds. Zu diesem, Überbrückungs- und Vor-
ausfinanzierungszwecken dienenden Fonds 
wurde die Bundesrepublik Deutschland zu­
letzt nach ihrem Beitritt 1973 nachveranlagt. 
Der Anteil des Betriebsmittelfonds am Ge­
samtvolumen des UN-Haushalts fiel bis 1981 
kontinuierlich bis auf 6vH. Da Beitragseinbe­
haltungen und Beitragsverzögerungen bei 
den Friedensoperationen durch die osteuro­
päischen Staaten und China sich zu dem ge­
nannten beträchtl ichen Defizit addierten und 
eine Fortschreibung des Defizits angesichts 
der prekärer werdenden finanziellen Lage der 
UNO immer schwieriger wurde, schlug der 
Generalsekretär der 36.Generalversammlung 
als Kompromiß die Erhöhung des Betriebs­
mittelfonds von 40 auf 100 Mill Dollar vor. Der 
Finanzausschuß und die Generalversamm­
lung billigten den Vorschlag mit 69 gegen 19 
Stimmen. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat mit anderen westl ichen Staaten gegen die 
Erhöhung gestimmt, da dies eine Bestrafung 
redlicher und pünktl icher westl icher Beitrags­
zahler und eine Vorfinanzierung der Beiträge 
säumiger Zahler bedeutet. Die Sowjetunion 
hat erneut ihre Verantwortl ichkeit für die auf­
gelaufenen Defizite bestri t ten und ihren Bei­
trag zum erhöhten Betriebsmittelfonds in 
Frage gestellt. Es ist abzuwarten, ob unter 
Verletzung der UN-Charta und der Finanzre­
geln eine endgültige Zahlungsverweigerung 
mit der Folge der strukturellen Gefährdung 
der Organisation in Kauf genommen wird. Er­

wähnt sei, daß China hinsichtlich einer Bereit­
schaft, zur Finanzierung zukünft iger Frie­
densoperationen beizutragen, Bewegung er­
kennen läßt. 
Nach den Regeln der Charta können sich die 
Mitgliedstaaten grundsätzl ich ihrer Verpfl ich­
tung zur Übernahme ihres Beitragsanteils an 
dem gemäß Artikel 19 rechtswirksam mit 
Zwei-Drittel-Mehrheit beschlossenen Haus­
halt sowie an dem erhöhten Betriebsmittel­
fonds nicht entziehen. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird dabei erneut mit ihrem der­
zeit gültigen Anteil von 8,31 vH veranlagt. Der 
Beitragsausschuß, der das Beitragsverfahren 
berät und der Generalversammlung einen 
Beitragsschlüssel in der Regel für drei Jahre 
zur Annahme vorschlägt, wird sich auf seiner 
diesjährigen Sitzung mit den Forderungen ei­
ner ganzen Reihe von Staaten nach Änderung 
ihres Anteils auseinandersetzen müssen. Da­
bei werden auch die grundlegenden Kriterien 
der Veranlagung, die sich bislang weitgehend 
nach dem Bruttosozialprodukt der Mitglied­
staaten bei Entlastung der ärmeren Entwick­
lungsländer richtet, erneut zur Diskussion ge­
stellt. 

Der Beitrag der Bundesrepublik zu dem nach 
Abzug der UN-Eigeneinkünfte in Höhe von rd. 
1,222 Mrd Dollar auf die Mitgliedstaaten um­
zulegenden Haushalt wird sich für 1982 vor­
aussichtlich auf 55,2 Mill Dollar belaufen. 
Hinzu kommen die ebenfalls per Pflichtbeitrag 
erhobenen Leistungen für die Friedenstrup­
pen im Libanon (UNIFIL) und auf den Golan-
höhen (UNDOF) in Höhe von voraussichtl ich 
rd. 184 Mill Dollar (Anteil der Bundesrepublik 
Deutschland 1982 voraussichtl ich rd. 15,6 Mill 
Dollar) sowie für den Deutschen Überset­
zungsdienst. Von den Kosten des letzteren 
übernimmt die Bundesrepublik 79,83 vH 
(etwa 0,4 Mill Dollar), den Rest teilen sich die 
DDR (13,25 vH) und Österreich (6,82 vH). 

Michael von Harpe • 
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Generalsekretär 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Ernen­
nung des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen. — Resolution 494(1981) vom 
ll.Dezember 1981 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung der Frage seiner Emp­

fehlung für die Besetzung des Amts des 
Generalsekretärs der Vereinten Natio­
nen, 

> empfiehlt der Generalversammlung, 
Herrn Javier Perez de Cuellar für eine 
Amtszeit vom Uanuar 1982 bis zum 
31.Dezember 1986 zum Generalsekretär 
der Vereinten Nationen zu ernennen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Ernennung des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen. — Resolution 36/ 
137 vom 15.Dezember 1981 

Die Generalversammlung, 

— in Übereinstimmung mit der Empfehlung 
in Resolution 494(1981) des Sicherheits­
rats vom ll.Dezember 1981 handelnd, 

> ernennt Herrn Javier Perez de Cuellar 
für eine Amtszeit vom Uanuar 1982 bis 
zum 31.Dezember 1986 zum Generalse­
kretär der Vereinten Nationen. 

Abstimmungsergebnis: Annahme durch Ak­
klamation. 

Südafrika 

SICHERHEITSRAT — Mitteilung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 15.Dezember 
1981 (UN-DocS/14794) 

Nach Absprache mit den Ratsmitgliedern 
gab der Präsident des Sicherheitsrats im Zu­
sammenhang mit der Behandlung des 
Punkts >Die Südairika-Frage< durch den Rat 
im Namen des Rates auf der 2315. Sitzung 
des Sicherheitsrats am lö.Dezember 1981 die 
folgende Erklärung ab: 
»Der Sicherheitsrat stellt fest, daß das süd­
afrikanische Regime in Verfolgung seiner 

Apartheid- und Bantustanisierungspolitik 
am 4.Dezember 1981 die Ciskei, einen inte­
gralen Bestandteil des südafrikanischen Ho­
heitsgebiets, zu einem sogenannten unab­
hängigem Staat proklamiert hat. 
Der Sicherheitsrat weist auf seine Resolu­
tion 417(1977) hin, in der er forderte, daß das 
rassistische Regime Südafrikas die Politik 
der Bantustanisierung aufgeben sollte. Er 
weist ferner auf seine Resolutionen 
402(1976) und 407(1977) hin, in denen er sich 
der Resolution 31/6 A der Generalversamm­
lung vom 26.0ktober 1976 über diese Frage 
anschloß. Der Rat nimmt ferner Kenntnis 
von der Resolution 32/105 N der Generalver­
sammlung vom 14.Dezember 1977 über die 
Frage der Bantustans. 
Der Sicherheitsrat erkennt die sogenannten 
unabhäng igen Homelands< in Südafrika 
nicht an; er verurteilt die angebliche Ausru­
fung der >Unabhängigkeit< der Ciskei und 
erklärt diese für völlig ungültig. Diese Maß­
nahme des südafrikanischen Regimes, die 
sich an ähnliche, von der internationalen 
Gemeinschaft verurteilte Proklamierungen 
im Falle der Transkei, Bophuthatswanas 
und Venda" anschließt, ist darauf angelegt, 
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